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Die spinnen, die Kurse
VW, Öl, der Yen – Kurse und Preise schwanken zurzeit enorm. 
Kein Wunder VON ARNE STORN

Manager stöhnen auf. Marktgläubige Volkswirte 
verzweifeln. Selbst hartgesottene Investmentbanker 
klagen: Irrational sei, was an den Märkten geschehe. 
Soll heißen: kaum durch Zahlen und Fakten zu 
erklären. Das ist ein Problem für jene, die in ihrer 
Arbeit mit Zahlen und Fakten hantieren. 

Der Markt – eine Chimäre? Preise – willkür-
lich gewählte Ziffern? Der Gedanke liegt nahe. 
Zum Beispiel, wenn man den Kurs der VW-Ak-
tie betrachtet: Der schnellte auf 1000 Euro hoch, 
für kurze Zeit wurde der Autobauer zum wert-
vollsten Konzern der Welt. Der Preis für eine Ak-
tie der Commerzbank steigt und fällt fast täglich. 
Oh, der Bank gehört ein Immobilien- und Staats-
finanzierer? Ab nach unten. Oh, es gibt Geld 
vom Staat? Hinauf! Der Yen gewinnt rasant an 
Wert, nachdem er lange stark unter Druck stand. 
Japans Wirtschaft erklärt die Trendwende kaum.

Und das sind nur ein paar der aktuellen Ver-
rücktheiten. Der Industrieriese Daimler ist an der 
Börse nur noch 26 Milliarden Euro wert, der Preis 
für Öl dümpelt bei 65 Dollar je Barrel, obwohl er 
jüngst noch mehr als doppelt so hoch lag. Wer kann 
solche Schwankungen noch nachvollziehen?

Preisausschläge sind nun mal 
häufig übertrieben
Diese Frage setzt voraus, dass Güter (also Aktien, 
Unternehmen, Währungen) einen »wahren Wert« 
haben, den die Preise gefälligst widerspiegeln sollen. 
Eine naheliegende Idee, denn ein Konzern hat vie-
le Milliarden Euro in der Kasse, ein anderer ist Herr 
über Immobilien, Maschinen und Firmenbetei-
ligungen. Zumindest diesen Werten sollte die Be-
wertung durch die Finanzwelt entsprechen. Bei 
Volkswirtschaften spricht man gern von »Fun-
damentaldaten«, einem Sammelsurium an Kenn-
ziffern, die Aufschluss über die Stärke eines Landes 
und seiner Währung geben sollen.

Eine solche Sicht ist so verständlich wie proble-
matisch. Wie vage und subjektiv die Frage nach 
dem Wert eines Konzerns schon in ruhigen Zeiten 
beantwortet wird, zeigt die Value-Strategie: Unter-
nehmen auswählen, die man für unterbewertet hält, 
einsteigen, geduldig warten, bis auch der Markt den 
»wahren Wert« erkennt, aussteigen – so hat Finanz-
guru Warren Buffett viele Milliarden Dollar ver-
dient. Offenbar kann das Urteil über den »wahren 
Wert« unterschiedlich ausfallen, obwohl im Prinzip 
alle über dasselbe Handwerkszeug verfügen.

Es geht damit weiter, dass Preise an den Finanz-
märkten sich grundsätzlich nicht auf Basis des Sta-
tus quo oder vergangener Gewinne ergeben, son-
dern auf Basis von Erwartungen an die Zukunft: 
Wird ein Unternehmen mehr Profit machen? Wird 
die Nachfrage nach Öl steigen? Spekulanten mögen 
kaufen, obwohl sie kein Interesse an der Firma oder 
am Öl hegen, das aber ändert nichts daran, dass sie 
aufgrund ihrer Erwartungen über die Marktent-
wicklung einsteigen. Schwierig wird es, wenn die 
Erwartungen sich selbst nähren, wenn also der Ein-
stieg einiger zu steigenden Kursen und damit zum 

Einstieg anderer Anleger führt – just dieser sich 
selbst verstärkende Mechanismus ließ die Preise am 
US-Immobilienmarkt in surreale Höhen steigen.

Realitätsfern ist die Idee vom »wahren Wert« 
auch, weil sie voraussetzt, dass Marktteilnehmer 
ihre Entscheidungen isoliert treffen, also allein mit 
Blick auf das einzelne Gut. Doch jeder handelt aus 
einer Vielzahl von Motiven. Hedgefonds stoßen 
derzeit unzählige Wertpapiere ab, weil sie Anleger 
auszahlen müssen oder lieber Bares vorhalten; damit 
drücken sie den Börsenwert vieler Unternehmen 
nach unten. Doch wo ist der Unterschied zum Pri-
vatanleger, der Aktien verkauft, weil er Geld für 
Unterhaltszahlungen oder ein Auto braucht? Beide 
interessieren sich beim Verkauf kaum für die Frage, 
ob der erzielte Preis den Unternehmenswert wider-
spiegelt – und an wem ist es, darüber zu urteilen? 

Ja, die VW-Aktie oder der Yen gewinnt an Wert, 
weil Anleger Spekulationsgeschäfte auflösen. Mit 
der Stärke von VW oder Japan hat das wenig zu tun. 
Unerklärlich oder gar irrational ist es nicht. Und 
selbst wenn: Wer sklavisch an die Rationalität des 
Markts glaubt, ist ebenso einem überholten Ideal 
verhaftet wie jener, der glaubt, diese Rationalität 
noch entlarven zu müssen. Längst hat das Irratio-
nale Eingang gefunden in die ökonomische Analyse, 
angefangen beim mehr als 100 Jahre alten Veblen-
effekt bis zur modernen Behavioral-Finance-For-
schung. Menschen zahlen gerne mehr, wenn sie 
anderen imponieren wollen, sie folgen dem Her-
dentrieb oder schrecken vor Schwellenwerten zu-
rück. Sie zahlen für ein Parfüm von Lagerfeld mehr, 
als die Ingredienzien rechtfertigen, und für Aktien 
weniger, als die Geschäftszahlen hergeben. 

Die derzeitigen Kapriolen erinnern an die The-
se vom Overshooting: Einst zur Erklärung kräftiger 
Wechselkursschwankungen entwickelt, lässt sie sich 
auf vieles anwenden. Danach reagieren Preise sehr 
schnell auf fundamentale Änderungen und schie-
ßen oft über das Ziel hinaus. Kurzfristig neigen 
Märkte zu großen Ausschlägen, die sich langfristig 
einpendeln. So lässt sich etwa der rapide Verfall der 
Häuserpreise in den USA als »Überschießen« nach 
unten interpretieren. Doch spätestens wenn die 
Preise für viele erkennbar zu niedrig sind, werden 
Käufer zugreifen – der Markt stabilisiert sich.

Überraschende Wendungen gab es zuletzt zu-
hauf. Sie sind die Quelle für die aktuelle Hektik und 
Volatilität. Wer dies nicht hinnehmen will und ger-
ne »richtige Preise« setzen würde, müsste Friedrich 
August von Hayeks Wort von der »Anmaßung von 
Wissen« widerlegen. Wer mutig ist, nutzt die 
Schwankungen für lukrative Geschäfte. Wer den 
Markt grundsätzlich für das beste Mittel hält, um 
zu zeigen, welche Güter knapp sind und welche 
Investitionen sich lohnen, der wartet ab, bis sich die 
Märkte beruhigt haben. Und wer leidenschaftslos 
ist, bleibt im Zweifel bei einem alten Diktum: Der 
Markt hat immer recht. Preise bringen in einem 
Moment Angebot und Nachfrage ins Gleichge-
wicht. Mehr nicht. Wer hofft, dass sie immer den 
»wahren Wert« eines Gutes widerspiegeln, der kann 
nur enttäuscht werden. 

Putzkolonne im Internet

Jutta Miller-Waldner wurde vor Kurzem ein 
äußerst zweifelhafter Titel verliehen: »Arsch-
loch der Woche«. Außerdem sei sie »intelli-

genzbefreit« und »dämlich«. So jedenfalls schrieb 
es ein Blogger in seinem Internet-Tagebuch – und 
Miller-Waldner kann dagegen nicht viel tun. »Fas-
sungslos und entsetzt« sei sie gewesen, als sie die 
Schmähungen im Internet gefunden hatte. Die 
Autorin aus Berlin kennt sich dort eigentlich gut 
aus. Sie nutzt Soziale Netzwerke, um ihre geschäft-
lichen Kontakte zu pflegen. 

Den Zorn des Bloggers zog sie auf sich, weil 
sie einige Sätze aus dessen Tagebuch auf ihren 
eigenen Internetseiten verwendete. Doch wer 
rechnet schon mit einer solch heftigen Reaktion? 
Jedenfalls stehen die Pöbeleien jetzt im Netz, und 
jeder kann sie lesen. Auch Miller-Waldners Ge-
schäftspartner.

Bis zu 80 Prozent aller Tagebucheinträge im 
Internet enthalten vulgäre, anstößige oder belei-
digende Elemente, will die amerikanische Soft-
warefirma ScanSafe ermittelt haben. Regelrechte 
Prangerseiten dienen dem Zweck, Mitmenschen 
runterzumachen. In den USA gibt es zum Bei-
spiel die Websites Dontdatehimgirl (zur Bloß-
stellung ehemaliger Liebhaber) und PlateWire 
(zum Schimpfen über andere Autofahrer). Ano-
nyme Schreiber lassen ihrer Wut dort freien Lauf. 
Die Opfer sind meist ahnungslos, werden aber 
oft namentlich genannt, ihr Wohnort wird teil-
weise bis aufs Haus genau bezeichnet. 

Dank der Luftbilder von Google Maps ent-
stehen etwa bei RottenNeighbor.com (zur Ver-
unglimpfung von Nachbarn) regelrechte Beleidi-
gungslandkarten. In einem eindeutig identifi-
zierbaren Einfamilienhaus am Stadtrand von 
Berlin wohnt beispielsweise »Robert, ein fetter, 
stark riechender Klugscheißer, der seine Kollegen 
beim Chef anscheißt«. Am Luftbild eines Hauses 
im Hamburger Norden klebt ein leuchtend roter 
Hinweis: »Die Chefin von dem Laden ist ’ne 
Nazi schlam pe.« Und Rechtsanwältin Katja G. 
aus München muss sich vorwerfen lassen, eine 
»Betrügerin« zu sein, die »mit Abzockern zusam-
menarbeitet«. 

Doch einige Dienstleister wollen hier eine 
Marktlücke gefunden haben. Sie versprechen, 
den guten Ruf ihrer Kunden vor Verleumdun-
gen zu schützen: gegen Geld. 

Die Anbieter heißen zum Beispiel Datenwach-
schutz, DeinGuterRuf, SaubereWeste oder Repu-
tation Defender. Ihre Suchroboter durchforsten 
automatisch die gängigen Suchmaschinen, Soziale 
Netzwerke wie StudiVZ oder Xing sowie Foren und 
Plattformen wie eBay oder Amazon nach dem Na-
men des Kunden. Finden sich kompromittierende 
Einträge, melden sie das ihren Kunden, die dann 
entscheiden, was sie nicht mehr über sich im Netz 
lesen möchten. Die Dienstleister bitten dann die 
Website-Betreiber, diese Daten zu löschen. 

Meist muss man dafür ein Monatsabo für rund 
10 Euro bestellen, jede Beseitigung eines kompro-
mittierenden Eintrages kostet noch einmal 20 bis 

30 Euro. Wie viel dieses professionelle »Reputation-
Management« wirklich bringt, ist jedoch umstrit-
ten. Anbieter berichten von Löschquoten zwischen 
70 und 97 Prozent, aber belegen lässt sich das nicht. 
»Niemand kann garantieren, dass sich ein Website-
Betreiber überhaupt von dem Schreiben eines Re-
putationsdienstes beeindrucken lässt«, sagt der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Peter 
Schaar. 

Stefanie Peters, Europa-Beauftragte der Firma 
Reputation Defender, erklärt: »Natürlich könnte 
das auch jeder selber machen, aber unsere Kunden 
haben meist nicht die Zeit und das technische Ver-
mögen, das zu klären.« Mehr als 7000 Menschen 
will Peters mit ihrer Firma schon geholfen haben, 
1000 davon aus Deutschland. Nach Nordamerika 
sei die Bundesrepublik der zweitgrößte Markt für 
die selbst ernannte Internet-Putzkolonne. »Das liegt 
an der deutschen Mentalität, uns ist der Schutz der 
Privatsphäre eben sehr wichtig«, sagt Peters. 

Eine Firma hat die weltweit größte 
Datenbank für Intimes aufgebaut
Thorsten Gems hat mit seiner Firma ProComb 
die – nach eigenen Angaben – weltweit größte 
Sammlung intimer Daten angelegt. Seit vergan-
genem Jahr fahndet er nach Fotos und Filmchen, 
die seine Kunden beim Strip oder in einem Pri-
vatporno zeigen. Täglich durchsuche seine Soft-
ware 170 000 Video- und Fotodateien im Netz 
und gleiche sie mit jenen Bildern ab, die ihm sei-
ne Kunden geschickt hätten, sagt Gems. 

Denn längst nicht immer bleibt privat, was 
einmal nur für vier Augen gedacht war: Ein 
Nacktfoto von der Freundin am Strand ist schnell 
geknipst. Endet die Beziehung jedoch tragisch, 
ist das Bild als Racheakt genauso schnell ins In-
ternet hochgeladen. Manche gehen noch weiter: 
Allein auf der Amateur-Sexseite YouPorn finden 
sich fast 600 Filmchen mit Titeln wie »Annabell, 
meine Ex, die alte Schlampe« oder »meine Rache 
an meiner Exfreundin« – ein ehemals sehr pri-
vates Video, das bereits mehr als eine Million 
Zuschauer gefunden hat. Gems schreibt auch 
schon mal Unternehmen an, die auf solchen Por-
talen werben – um so den Druck zu erhöhen. 

Es ist ein Rennen gegen die Zeit. Jeder dritte 
deutsche Personalberater prüfe den Lebenslauf und 
das Privatleben von Jobkandidaten im Internet 
nach, berichtet der Bundesverband Deutscher Un-
ternehmensberater. Jeder zweite von ihnen habe 
aufgrund solcher Recherchen schon einmal einen 
Kandidaten aus dem Rennen geworfen. 

Besonders unangenehm ist es für die Betroffe-
nen, wenn sie ihren Ruf quasi selbst ruiniert ha-
ben. Vor allem Schüler, Studenten und Auszubil-
dende stellen arglos Oben-ohne-Fotos von der 
letzten Fete in vermeintlich intime Soziale Netz-
werke. Vermutlich denken sie nicht daran, dass 
sich ein paar Jahre später nicht nur die engsten 
Freunde für Saufgelage und wilde Partys interes-
sieren werden. 

E s sollte ein Signal für die Fahrt in die Zu-
kunft werden. Als EU-Umweltkommissar 
Stavros Dimas im vergangenen Jahr vom 
S-Klasse-Mercedes auf den klimaschonen-

den Toyota Prius umstieg, war das alles andere als 
ein Kompliment für die europäische Autoindustrie. 
Der Wechsel seines Dienstfahrzeugs war für den 
Griechen allerdings nur der Anfang. Tatsächlich 
fordert er klimaverträgliche Neuwagen für alle – und 
hat sich damit zu einer Hauptfigur in einem fast 
beispiellosen Drama gemacht: Dem Kampf der 
Klimaschützer gegen Europas Autolobby. 

Dimas und seine Mitstreiter, darunter die deut-
sche Europaabgeordnete Rebecca Harms, kämpfen 
auf ziemlich verlorenem Posten. Denn ihr Gegner 
ist so mächtig wie kaum eine andere Industrie. Die 
Autobranche ernährt in der EU mehr als zwölf Mil-
lionen Familien. Ihr Jahresumsatz beträgt 500 Mil-
liarden Euro. Und sie baut jährlich 20 Millionen 
Autos. Die größten, mit denen auch das meiste Geld 
verdient wird, stammen zu 80 Prozent aus Deutsch-
land. Die Autoindustrie, viele Zahlen belegen das, 
ist das Herz der europäischen Wirtschaft. 

Die Zahlen von Dimas scheinen dagegen höchs-
tens den Blutdruck von Automanagern zu beein-

flussen. Dimas will die Erde retten. Deshalb fordert 
er, den Spritverbrauch im Flottendurchschnitt von 
2012 an auf rund 5,5 Liter pro 100 Kilometer zu 
begrenzen; das entspricht 130 Gramm Kohlen-
dioxid (CO₂) pro Kilometer. Jedes Gramm mehr 
soll die Hersteller bis zu 95 Euro Strafe kosten. 

95 Euro, 130 Gramm – Dimas’ Zahlen haben 
auch bei Günter Verheugen den Puls steigen lassen. 
Der für die Industrie zuständige Deutsche sieht 
Europas größten Arbeitgeber bedroht. Zuletzt for-
derte er sogar, der von einer Absatzkrise getroffenen 
Industrie mit zinsverbilligten Krediten in Höhe von 
bis zu 40 Milliarden Euro beizuspringen. 

Derweil attackiert die Lobby Dimas’ 130-
Gramm-Plan. Bis Weihnachten sollen die Regie-
rungen und das Europäische Parlament sich nun 
einigen. Ein Ergebnis steht schon fest: Keine Regie-
rung will der Gegenspieler der Konzerne sein.

Dabei drängte sogar Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, Mitte der 1990er Jahre Bundesumwelt-
ministerin, damals die Autobauer zu umweltver-
träglicheren Produkten. Sie unterstützte das Ab-
kommen der EU mit dem europäischen Automobil-
verband ACEA, in dem sich die Hersteller verpflich-
teten, den europäischen Flottenverbrauch bis 2008 

Eingemischt und
ausgebremst
Wie die Autolobby die Absatzkrise nutzt, um den Klimaschutz 
aufzuschieben – mithilfe der Bundesregierung VON CLAAS TATJE

richterstatter im Industrieausschuss, eine Quotenregel 
vor. 2012 sollten 25 Prozent jeder Autoflotte die EU--
Vorgaben erfüllen, erst 2015 alle Neufahrzeuge. Das 
klingt ambitioniert, stammt aber ursprünglich vom 
VDA. Den Vorschlag hat Langen fast eins zu eins ins 
Parlament eingebracht. 

Was Langen und der VDA verschweigen: Eine 
schrittweise Einführung wirkt wie eine Verschiebung 
des Gesetzes. Solange der Berechnung der CO₂-Emis-
sionen nicht die gesamte Flotte zugrunde gelegt wird, 
ändert sich für die meisten Hersteller gar nichts. Nach 
Erkenntnis der EU-Kommission erfüllt nämlich bereits 
heute mehr als die Hälfte der europäischen Flotte den 
Zielwert von 130 Gramm. Der Rest liegt zum Teil dras-
tisch darüber; ein VW Touareg beispielsweise emittiert 
bis zu 375 Gramm CO₂ je Kilometer.

Seitdem Abgeordnete wie Langen die Anrechnung 
von »Ökoinnovationen« durchzuboxen versuchen, wa-
ckelt jedoch selbst das Limit von 130 Gramm. Baut ein 
Hersteller in seine Autos Solar-Glasdächer, Leichtlauf-
reifen oder effizientere Klimaanlagen ein, soll er dafür 
bis zu zehn Gramm angerechnet bekommen. Die fran-
zösische und die deutsche Regierung unterstützen diese 
Linie – ebenso wie eine drastische Reduzierung der von 
Dimas vorgeschlagenen Strafzahlungen. 

Der Umweltausschuss stutzte Langens Vorschläge 
erheblich zurecht, nachdem Harms – zum ersten Mal 
in der Geschichte des Ausschusses – eine öffentliche 
Abstimmung gefordert hatte. Klimaschutz hatte dadurch 
plötzlich ein Gesicht bekommen und Harms Vorschlä-
ge hatten eine Mehrheit. Doch selbst dieser Erfolg hat 
nur symbolischen Wert. Denn weil das Parlament nun 
uneins ist, bekommen die Argumente der Nationalstaa-
ten möglicherweise mehr Gewicht. Gegen die Bundes-
regierung aber wird Harms wohl verlieren.

»Zwischen die deutsche Autoindustrie 
und Frau Merkel passt kein Blatt«
Da gibt es den Umweltminister Sigmar Gabriel, der sich 
offen für die schrittweise Einführung des 130-Gramm-
Limits einsetzt. Zu Gabriels Wahlkreis gehört seit einem 
Jahr auch Wolfsburg. Aus Kreisen des VDA ist zu hören, 
dass »Gabriel sehr, sehr kooperativ« sei. 

Als Rebecca Harms ihren Teilerfolg errungen hatte, 
gab Gabriel dem Spiegel ein Interview, in dem er den 
vermeintlich kleinkarierten Umweltausschuss kritisier-
te: »Es wird so getan, als ob das Weltklima davon ab-
hängt, ob die Regelung drei Jahre früher oder später zu 
hundert Prozent gilt. Das halte ich für völlig absurd.« 

Der SPD-Politiker Gabriel ist sich da einig mit den 
Gewerkschaften. Der IG-Metall-Vorsitzende Berthold 
Huber schrieb gemeinsam mit VDA-Chef Matthias 
Wissmann einen Brief, der auch Rebecca Harms erreich-
te. Im Kern fordern beide eine Aufweichung der Ziele, 
auch weil sie eine »ernsthafte Gefährdung von Beschäf-
tigung an einzelnen Standorten« befürchten. 

Und der Brüsseler CDU-Parlamentarier Langen 
kennt den Ex-Verkehrsminister Wissmann (CDU) aus 
»gemeinsamen Tagen bei der Jungen Union«. Einer, der 
die deutsche Verhandlungslinie kennt, sagt: »Die Auto-
hersteller werden die Ziele erreichen, ohne einen Cent 
Strafe zu zahlen.« Schließlich passe »zwischen die deut-
sche Autoindustrie und Frau Merkel kein Blatt«.

Aber sind all die Forscher und Entwickler nicht in 
der Lage, klimaschonende Autos zu bauen? Darauf ant-
worten Lobbyisten mit ihrem Standardsatz: »Wir haben 
doch längst Ökoautos, sie wurden aber bisher nicht 
nachgefragt.« Der frühere Chefdesigner von VW, Murat 
Günak, sagt allerdings über die Politik der Hersteller: 
»Es geht nach wie vor nur um Leistung, Geschwindigkeit 
und Status.« In Wirklichkeit habe man der Kundschaft 
»nie eine Alternative gegeben«.

Zumal den Konzernen viel daran gelegen ist, vor 
allem die großen Modelle zu bewerben. Bei einem Audi 

auf 140 Gramm im Durchschnitt aller Marken zu sen-
ken. Als sich abzeichnete, dass die Industrie ihr Verspre-
chen nicht erfüllen würde, zeigte Merkel allerdings viel 
Verständnis. Sie war inzwischen Kanzlerin geworden. 

Die Autos waren zwar sparsamer geworden, aber zu-
gleich war die Zahl der größeren und schwereren Mo-
delle gestiegen. Deshalb emittieren sie im Durchschnitt 
mehr als 160 Gramm CO₂. Verglichen mit 2006 müss-
te Porsche den Verbrauch seiner Neufahrzeuge nahezu 
halbieren, um das Ziel von 130 Gramm zu erreichen. 
Massenhersteller wie VW müssten immerhin ein Fünf-
tel an Emissionen einsparen. Müssten, wenn sie nicht 
geschützt würden, auch von Angela Merkel.

»Lieber José Manuel, eine Benachteiligung 
einzelner Hersteller darf es nicht geben«
Schon bevor Dimas einen Richtlinienvorschlag vorgelegt 
hatte, bekam sein Chef, Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso, Post von ihr. »Lieber José Manuel«, 
schrieb die Kanzlerin, »eine Benachteiligung einzelner 
Hersteller oder einzelner Fahrzeugsegmente darf es nicht 
geben.« Es ging ihr um große Autos.

Nie habe die deutsche Regierung so früh Einfluss 
ausüben wollen auf die Beamten in Brüssel, heißt es im 

Kommissionsgebäude. Auch auf Abgeordnete des Par-
laments wird eingewirkt. »Natürlich lobbyieren wir 
heftig«, sagt der Vertreter eines deutschen Herstellers. 
Auch bei Rebecca Harms, der stellvertretenden Frak tions-
vor sit zen den der Grünen im Europaparlament.

Ihr Wahlkreis liegt in Niedersachsen, in VW-Land. 
Harms solle sich doch einmal die Forschungsabteilung 
in Wolfsburg anschauen, bot ihr das Brüsseler VW-Büro 
an. Vier Monate bevor Dimas den Gesetzesvorschlag 
veröffentlichte, betrat Harms das größte Autowerk 
Deutschlands, in dem – trotz aller Roboter – immer 
noch 48 000 Menschen arbeiten, darunter 8000 in der 
Forschung und Entwicklung. Sie war begeistert. »Lauter 
Daniel Düsentriebs, stolz auf ihre Erfindungen.« Im 
gleichen Jahr meldete der Konzern 1479 Patente an und 
investierte fast fünf Milliarden Euro in Forschung und 
Entwicklung. »Da ist viel mehr möglich, als wir fordern«, 
erinnert sich Harms an diesen Tag. 

Zumal sie sich von der Ökonomie bestätigt fühlt: Als 
sie im Sommer 2007 nach dem VW-Besuch mit ihrem 
Audi A2 zur Tankstelle fuhr, kostete ein Liter Benzin 
rund 1,35 Euro, ein Jahr später lag der Preis bei knapp 
1,50 Euro. »Mobilität soll für alle bezahlbar bleiben«, 
fordert Harms heute, und langfristig könne dies nur eine 
drastische Reduzierung des Energieverbrauchs sicher-

stellen. Wenn sich die Konzerne nicht darauf besinnen, 
dass die Zukunft klein und effizient ist, dann »sind bei 
VW Tausende Arbeitsplätze bedroht, weil diese Autos 
dann im Ausland gebaut werden«, sagt Harms. Da die 
Hersteller sich jedoch weigerten, brauche die Industrie 
nicht mehr Zeit, sondern »mehr Druck«.

Dieser Druck hätte aus Brüssel kommen müssen, wo 
VW seine Mitarbeiter auch in öffentliche Ausschusssit-
zungen schickt, um die Stimmung im Parlament zu 
erfahren. Zum Beispiel am 8. April. Zu diesem Zeit-
punkt hatte die Lobby die meisten konservativen Poli-
tiker bereits auf ihre Seite ziehen können. »Lediglich die 
Grünen versuchten, zusätzlich Druck auf die Industrie 
auszuüben«, heißt es in einem VW-Dossier über die 
Sitzung des Ausschusses für Industrie, Forschung und 
Energie, zu dessen Mitgliedern auch Harms zählt. »Frau 
Harms griff den Volkswagen-Konzern an, indem sie 
verkündete, … dass man bewusst Innovationen nicht 
der breiten Masse zur Verfügung stellen würde.« 

Anschließend erlebte Harms, wie der Industrieaus-
schuss gegen den Umweltausschuss kämpfte. Ersteren 
fütterte vor allem der Verband der Automobilindustrie 
(VDA) mit Argumenten. Nur wenige Monate nachdem 
Dimas’ Gesetzespaket vorgestellt war, schlug Werner 
Langen, CDU-Abgeordneter und wortgewaltiger Be-

A6 ist die Marge drei- bis viermal größer als bei 
einem Golf, schätzen Branchenkenner. »Die deut-
sche Automobilindustrie hatte bewusst auf schwe-
re und leistungsfähige Autos gesetzt«, sagt einer, der 
in Brüssel mit den Plänen der Kommission vertraut 
ist. Ohne Zögern beantwortet er die Frage, ob die 
Deutschen die harten Vorgaben erfüllen könnten. 
»Natürlich«, sagt er, »die Frage ist nur, ob die In-
dustrie diesen Paradigmenwechsel will.«

Einem Team um den Aachener Professor Hen-
ning Wallentowitz ist es gelungen, die CO₂-Emis-
sionen eines Golf 1,4 TSI (170 PS) von 173 auf 
133 Gramm je Kilometer zu senken. Wallentowitz 
bekam dabei nur eine Vorgabe vom Auftraggeber, 
dem Umweltbundesamt (UBA). Er durfte nichts 
einbauen, was nicht in kürzester Zeit serientauglich 
sei. »Ich habe mich fast geschämt, so einfache Din-
ge zu machen«, erinnert er sich. In Großserie, ver-
mutet er, würde die Umsetzung nicht mehr als 1000 
Euro kosten. Diesen Betrag würden die Käufer an-
schließend beim Tanken sparen. VW belächelt 
diesen Vorstoß und zweifelt an der Serienreife. Wal-
lentowitz versteht das nicht: »Womöglich gibt es da 
Controller, die rechnen, und wenn es sich nicht 
umgehend rentiert, dann wird auf die Innovation 

verzichtet.« Politischer Druck sei daher möglicher-
weise das richtige Mittel, sagt er, denn eine Regu-
lierung könne kein Controller ignorieren. 

Auch Axel Friedrich hat deshalb stets auf stren-
ge Regulierung gedrängt. Er ist freiberuflicher Be-
rater, stand aber bis Juli 2008 als Beamter in Diens-
ten des UBA. Friedrich ist ein Experte von interna-
tionalem Ruf. »Wenn das Gesetz in aller Schärfe in 
Kraft getreten wäre, dann hätten wir in Europa ein 
Feuerwerk an Innovationen erlebt«, sagt er. Jetzt 
berät Friedrich Abgeordnete wie Rebecca Harms 
– und drängt sie dazu, wenigstens ein Langfristziel 
von 95 Gramm bis 2020 zu vereinbaren. Sonst wür-
den langfristig viele deutsche Arbeitsplätze ver-
schwinden, sagt Friedrich. 

Rebecca Harms fürchtet derweil, dass die Erfül-
lung ihres Jugendtraums für künftige Generationen 
unbezahlbar werden könnte. Als sie 1975 nach Wil-
helmshaven pendelte, da hatte ihr Traum von Un-
abhängigkeit die Farbe Quietschorange. Sie kaufte 
sich einen VW Käfer. Noch heute hängt ein Käfer-
foto in ihrem Brüsseler Büro. Es zeigt ein Modell 
von 1948, darunter den New Beetle von 2008. Der 
Verbrauch ist der gleiche: 7,5 Liter auf 100 Kilo-
meter. Freie Fahrt für den Klimawandel. 
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